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der Strafgesetze des sozialistischen Staates.
Die Achtung der Menschenwürde, von 

der sich die sozialistische Gesellschaft auch 
gegenüber dem Gesetzesverletzer leiten 
läßt, ist für die Tätigkeit der staatlichen 
und gesellschaftlichen Strafrechtspflege und 
für den Strafvollzug unverbrüchliches Ge­
bot.

Eine Person darf nur in strikter Über­
einstimmung mit den Gesetzen strafrecht­
lich verfolgt und zur Verantwortung gezo­
gen werden. Eine Handlung zieht straf­
rechtliche Verantwortlichkeit nur nach sich, 
wenn dies zur Zeit ihrer Begehung durch 
Gesetz vorgesehen ist, der Täter schuld­
haft gehandelt hat und die Schuld zweifels­
frei nachgewiesen ist. Die Rückwirkung und 
die analoge Anwendung von Strafgesetzen 
zuungunsten des Betroffenen ist unzulässig.

Die Rechte der Persönlichkeit, das Post- 
und Fernmeldegeheimnis und die Unver­
letzlichkeit der Wohnung sind gewährleistet. 
Sie dürfen nur so weit eingeschränkt wer­
den, als dies gesetzlich zulässig und unum­
gänglich ist. Festnahmen und Verhaftungen 
erfolgen nur auf Grundlage des Gesetzes.

Niemand darf als einer Straftat schuldig 
behandelt werden, bevor nicht in einem 
gesetzlich durchgeführten Verfahren von 
einem Gericht oder gesellschaftlichen Organ 
der Rechtspflege seine Schuld zweifelsfrei 
nachgewiesen und rechtskräftig festgestellt 
worden ist.

Das Recht auf Verteidigung ist gewähr­
leistet.

Strafen im Sinne dieses Gesetzes wer­
den ausschließlich durch Gerichte ausge­
sprochen. Niemand darf seinem gesetzlichen 
Richter entzogen werden; Ausnahme­
gerichte sind verboten.

Artikel 5 
Gewährleistung der Gleichheit 

vor dem Gesetz

Das Strafrecht und die Strafrechtspflege 
gewährleisten die Gleichheit vor dem Ge­
setz als ein Grundprinzip sozialistischer Ge­
rechtigkeit. Niemand darf wegen seiner Na­
tionalität, seiner Rasse, seines Glaubensbe­
kenntnisses, seiner Weltanschauung oder 
wegen seiner Zugehörigkeit zu einer Klasse 
oder sozialen Schicht strafrechtlich verfolgt 
oder benachteiligt werden. Die Gerechtig­
keit in der Strafrechtspflege erfordert, daß 
die objektiven und subjektiven Umstände

der Tat, wie Art und Weise ihrer Bege­
hung, ihre Folgen^ ihre Ursachen und Be­
dingungen, die Schuld des Täters sowie die 
Möglichkeiten seiner Erziehung zu einem 
gleichberechtigten und gleichverpflichteten 
Mitglied der sozialistischen Gesellschaft un­
ter Berücksichtigung seiner Persönlichkeit 
festgestellt und nach den für alle geltenden 
Gesetzen beurteilt werden.

Artikel в 
Recht der Bürger auf Mitgestaltung 

der Strafrechtspflege

Das Recht der Bürger auf Mitgestaltung 
aller staatlichen und gesellschaftlichen An­
gelegenheiten wird in der Strafrechtspflege 
in umfassender Weise verwirklicht.

Die Bürger wirken an der staatlichen 
Strafrechtspflege vor allem als gewählte, 
dem Richter gleichberechtigte Schöffen und 
als Beauftragte gesellschaftlicher Kollektive 
und gesellschaftlicher Organisationen mit. 
Die Konflikt- und Schiedskommissionen 
nehmen im Kampf der sozialistischen Ge­
sellschaft um die Einhaltung des Rechts, 
für die Verhütung von Straftaten und die 
gesellschaftliche Erziehung von Gesetzesver­
letzern wichtige Aufgaben der Rechtspflege 
wahr und sind in ihrer Tätigkeit allseitig 
zu unterstützen.

Artikel 7 
Garantien der Gerechtigkeit 

und der Gesetzlichkeit 
in der Strafrechtsprechung

Die sozialistische Gerechtigkeit und Ge­
setzlichkeit in der Strafrechtsprechung wer­
den garantiert durch
— die demokratische Wahl und die Unab­

hängigkeit der Richter, die in ihrer' 
Rechtsprechung nur der Verfassung und 
dem Gesetz unterworfen und der Volks­
vertretung für die Erfüllung der mit 
ihrer Wahl übernommenen Verpflich­
tungen verantwortlich sind;

— die Leitung der Rechtsprechung allein 
durch das gewählte übergeordnete Ge­
richt;

— die demokratische Mitwirkung der Bür­
ger in der Rechtsprechung;

— die demokratische Kontrolle der Recht­
sprechung durch die Öffentlichkeit und 
durch die Volksvertretungen, die für die 
gesamte Republik von der Volkskammer
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